
1. Bürokratieentlastungsgesetz IV ist verabschiedet

Im Frühjahr hatte die Ampelkoalition den Entwurf für ein Bürokratieent-
lastungsgesetz vorgelegt, mit dem neben anderen Maßnahmen auch Auf-

bewahrungsfristen verkürzt und umsatzsteuerliche Pflichten erleichtert werden 
sollen. Ergänzt um einige weitere Maßnahmen ist das Bürokratieentlastungs-
gesetz IV (BEG IV) nun von Bundestag und Bundesrat verabschiedet wor-
den. Das BEG IV soll die Wirtschaft um rund 944 Millionen Euro pro Jahr 
entlasten. Hier ist ein Überblick über die wesentlichen Änderungen 
durch das BEG IV, wobei der Großteil des Entlastungsvolu-
mens auf die ersten vier Änderungen entfällt.
•	 Aufbewahrungsfristen: Die handels- und steuerrechtli-

chen Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege (Kon-
toauszüge, Rechnungskopien etc.) werden von zehn auf 
acht Jahre verkürzt. Die Änderung erfolgt im Handelsge-
setzbuch, in der Abgabenordnung und im Umsatzsteuerge-
setz und gilt für alle Belege, deren Aufbewahrungsfrist bei 
Inkrafttreten des BEG IV noch nicht abgelaufen ist.

•	 Vollmachtsdatenbank: Es wird eine zentrale Vollmachtsdatenbank einge-
richtet, in der Steuerberater ab 2028 Generalvollmachten für die So-
zialversicherung hinterlegen können. Dadurch müssen Arbeitgeber ihren 
Steuerberatern nicht mehr zahlreiche Einzelvollmachten für die verschiede-
nen Träger der Sozialversicherungen ausstellen. Stattdessen genügt künftig 
eine elektronische Generalvollmacht, die dann alle Träger der Sozialversi-
cherungen in der Vollmachtsdatenbank abrufen können.

•	 Hotelmeldepflicht: Die Hotelmeldepflicht für deutsche Staatsange-
hörige wird abgeschafft. Für Staatsangehörige anderer Staaten bleibt die 
Meldepflicht aufgrund zwingender EU-Vorgaben jedoch weiter bestehen.

•	 Schriftformerfordernisse: Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) werden viele 
Schriftformerfordernisse zu Textformerfordernissen herabgestuft. An-
ders als die Schriftform setzt die Textform keine eigenhändige Unterschrift 
voraus. Damit reicht auch eine E-Mail, Messenger-Nachricht oder SMS als 
Erklärung aus. Vergleichbare Herabstufungen gibt es auch im Vereinsrecht, 
im Gesellschaftsrecht und in weiteren Gesetzen. So können Vereinsmitglie-
der ihre Zustimmung zu einem Beschluss, der ohne Mitgliederversammlung 
gefasst wurde, künftig auch in Textform erklären. Auch können GmbH-Ge-
sellschafter bei Beschlüssen außerhalb einer Versammlung ihre Stimme in 
Textform abgeben, wenn sämtliche Gesellschafter damit einverstanden sind.

•	 Umsatzsteuer-Voranmeldungen: Die Umsatzsteuer-Voranmeldung muss 
ab einer Umsatzsteuerschuld von 7.500 Euro im Vorjahr monatlich abgege-
ben werden. Lag die Umsatzsteuerschuld unter diesem Schwellenwert, ge-
nügt eine vierteljährliche Voranmeldung. Der Schwellenwert für die vier-
teljährliche Voranmeldung wird ab 2025 auf 9.000 Euro angehoben.
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•	 Differenzbesteuerung: Mit der Differenzbesteuerung kann ein Wiederver-

käufer die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer auf vereinfachte 
Weise ermitteln, indem er die Gesamtdifferenz aus allen innerhalb eines 
Besteuerungszeitraumes getätigten Einkäufen und Verkäufen bildet, 
sofern der Einkaufspreis einen bestimmten Betrag nicht übersteigt. Dieser Be-
trag für den Einkaufspreis beträgt seit 2002 unverändert 500 Euro. Ab 2025 
wird diese Bagatellgrenze auf 750 Euro angehoben.

•	 Elektronische Steuerbescheide: Dem Steuerzahler oder Steuerberater 
werden ab 2026 Steuerbescheide und andere Verwaltungsakte elek-
tronisch zum Abruf bereitgestellt. Die elektronische Bekanntgabe ist 
schon jetzt möglich, setzt aber bisher die Zustimmung des Empfängers vo-
raus. Durch die Änderung gilt ab 2026 stattdessen eine Widerspruchsre-
gelung, nach der die digitale Bereitstellung der Standardfall wird, sofern der 
Steuerzahler dieser nicht ausdrücklich widerspricht. Das gilt insbesondere 
dann, wenn die zugrundeliegende Steuererklärung oder Feststellungser-
klärung elektronisch übermittelt worden ist. Der Steuerzahler oder Steu-
erberater wird am Tag der Bereitstellung elektronisch informiert, der 
zum Abruf bereitgestellte Bescheid oder sonstige Verwaltungsakt gilt jedoch 
trotzdem erst am vierten Werktag nach seiner Bereitstellung als bekannt 
gegeben. Es bleibt bei den elektronischen Bescheiden also bei der von pos-
talisch zugegangenen Bescheiden bekannten Zugangsvermutung.

•	 Freistellungsbescheinigungen: Die Geltungsdauer von Freistellungsbe-
scheinigungen bei der Kapitalertragsteuer und beim Steuerabzug bei be-
schränkt Steuerpflichtigen wird von drei auf fünf Jahre verlängert.

•	 Verrechnungspreise: Für international tätige Betriebe relevant ist eine Neu-
regelung der Aufzeichnungspflichten bei Verrechnungspreisen. Künftig müs-
sen nach einer Prüfungsanordnung nicht mehr alle Unterlagen zu den 
Verrechnungspreisen automatisch erstellt und vorgelegt werden. Statt-
dessen wird die Pflicht zur Vorlage einer Transaktionsmatrix eingeführt.

•	 Nebenkostenabrechnung: Vermieter können künftig bei Betriebskostenab-
rechnungen Belege auch digital zur Einsichtnahme bereitstellen.

•	 Arbeitszeugnis: Der Ausschluss der elektronischen Form für die Erteilung 
von Zeugnissen über ein Dienstverhältnis und dessen Dauer wird aufgeho-
ben. Arbeitszeugnisse können damit künftig mit Zustimmung des Ar-
beitnehmers auch in elektronischer Form erteilt werden.

•	 Aushangpflichten: Der Arbeitgeber kann Aushangpflichten nach dem 
Arbeitszeitgesetz und dem Jugendarbeitsschutzgesetz künftig auch erfüllen, 
indem er die geforderten Informationen über die im Betrieb oder in der 
Dienststelle übliche Informations- und Kommunikationstechnik – etwa das 
Intranet – elektronisch zur Verfügung stellt, sofern alle Beschäftigten frei-
en Zugang zu den Informationen haben.

•	 Nachweisgesetz: Auch im Nachweisgesetz wird die Schriftform durch die 
Textform ersetzt. Wesentliche Vertragsbedingungen des Arbeitsvertrags 
wie Gehalt, Urlaub oder Kündigungsfristen können somit auch in Textform 
nachgewiesen werden. Damit kann künftig ein Arbeitsvertrag in der Regel 
vollständig digital abgeschlossen werden, zum Beispiel per E-Mail.

•	 Verlegung einer Betriebsstätte: Gewerbetreibende, die ihre Betriebsstätte 
in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Gewerbebehörde verlegen, müs-
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sen künftig die bisherige Betriebsstätte nicht mehr abmelden. Es ge-
nügt dann die Anmeldung bei der neuen Behörde, die die bisher zuständige 
Behörde dann automatisch informiert.

•	 Elternzeit & Elterngeld: Das Schriftformerfordernis für Anträge auf Ver-
ringerung der Arbeitszeit und ihre Ablehnung sowie die Geltendmachung 
des Anspruchs auf Elternzeit wird durch die Textform ersetzt. Daneben soll 
der nun mögliche automatisierte Datenabruf bei den Standesämtern 
den Nachweis der Geburt bei der Beantragung von Elterngeld vereinfachen.

•	 Hauptversammlungen: Börsennotierte Gesellschaften müssen die Unterla-
gen zu auf der Hauptversammlung geplanten vergütungsbezogenen Be-
schlüssen künftig nicht mehr im Bundesanzeiger bekannt machen, sondern 
können diese auf der Website des Unternehmens zugänglich machen.

•	 Fluggastabfertigung: Die Fluggastabfertigung kann künftig auch digi-
tal erfolgen. Dazu können künftig mit ausdrücklicher Einwilligung des Rei-
senden bestimmte Daten aus dem Reisepass ausgelesen werden.

•	 Öffentliche Versteigerungen: Die Möglichkeiten, öffentliche Versteigerun-
gen durchzuführen, sollen erweitert werden. Künftig sollen sie wahlweise 
auch online per Live-Stream oder in hybrider Form stattfinden können.

•	 Grundrente: Die Stichprobenprüfungen von Einkünften aus Kapital-
vermögen bei der Grundrente werden abgeschafft, nachdem sich die An-
nahme, dass diese Stichproben erforderlich seien, nicht bestätigt hat.

•	 Öffentlichkeitsbeteiligung: Die Äußerungsfirst bei Öffentlichkeitsbe-
teiligungen in Zulassungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung, in 
denen aufgrund von Änderungen des Vorhabens eine erneute Beteiligung 
der Öffentlichkeit erforderlich ist, soll angemessen verkürzt werden.

2. Höhere Steuerfreibeträge für 2024

N eben dem Jahressteuergesetz 2024 hat der Finanzausschuss des Bundes-
tags am 16. Oktober 2024 auch den Entwurf für das „Gesetz zur steu-

erlichen Freistellung des Existenzminimums 2024“ gebilligt. Mit diesem 
Gesetz soll rückwirkend für das Jahr 2024 der Grundfreibetrag in der 
Einkommensteuer um 180 Euro auf 11.784 Euro steigen und der steu-
erliche Kinderfreibetrag um 228 Euro auf 6.612 Euro. Das Gesetz wollen 
die Parlamente so schnell wie möglich verabschieden, damit bei den Arbeit-
nehmern eine nachträgliche Berücksichtigung der höheren Freibeträge in 
der Lohnabrechnung für Dezember 2024 noch möglich ist.

3. Verlängerte Zugangsfiktion für Steuerbescheide ab 2025

N icht zuletzt auf Drängen der Deutschen Post AG hin hat das Wirtschafts-
ministerium eine Reform des Postrechts angestoßen. Um angesichts sin-

kender Briefmengen auch die Kosten senken zu können, wollte die Post eine 
Verlängerung der Laufzeitvorgaben für Briefe durchsetzen. Mit dem Postrechts-
modernisierungsgesetz, das Bundestag und Bundesrat im Sommer beschlos-
sen haben, ist diese Verlängerung umgesetzt worden. Im Jahresdurchschnitt 
müssen nun 95 % der Briefe am dritten und 99 % am vierten auf den Einlie-
ferungstag folgenden Werktag zugestellt werden. Wegen dieser verlängerten 
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Laufzeitvorgabe ist auch die Zugangsvermutung für Steuerbescheide und 
andere Verwaltungsakte um einen Tag auf vier Tage verlängert worden. 
Bisher gelten diese am dritten Tag nach Aufgabe zur Post als zugestellt, und ab 
dann läuft die Einspruchs- oder Klagefrist. Die verlängerte Zugangsfiktion 
gilt für alle Verwaltungsakte, die nach dem 31. Dezember 2024 zur Post 
gegeben oder elektronisch übermittelt bzw. bereitgestellt werden. Wie bisher 
bleibt es dabei, dass keine Bekanntgabe von Verwaltungsakten an Sams-
tagen erfolgt. Fällt also das Ende der Zustellfrist auf einen Samstag, Sonntag 
oder einen gesetzlichen Feiertag, gilt der Bescheid oder Verwaltungsakt erst am 
darauffolgenden Montag oder Werktag als bekanntgegeben.

Eine weitere wichtige Änderung durch das Postrechtmodernisierungsge-
setz greift bei Unzustellbarkeit einer Briefsendung. Der Brief ist in diesem 
Fall künftig nach Möglichkeit einem Ersatzempfänger auszuhändigen, 
soweit keine gegenteilige Weisung des Absenders oder des Empfängers vor-
liegt. Als „Ersatzempfänger“ gilt dabei eine in den Räumen des Empfän-
gers anwesende Person oder ein unmittelbarer Nachbar des Empfängers. 
Ein nicht vollständig oder nicht korrekt adressierter Brief kann also künftig re-
gelmäßig beim Nachbarn landen, wenn der Absender nicht den Zusatz „Nicht 
an einen Ersatzempfänger aushändigen“ auf dem Brief angebracht hat. 
Dass Briefe dadurch verlorengehen können oder der Nachbar den Brief aus 
Versehen öffnet, hat der Gesetzgeber mit dieser Änderung in Kauf genommen.

4. Steuerermäßigung für eine energetische Maßnahme

F ür energetische Maßnahmen an einem selbstgenutzten Gebäude gewährt 
der Fiskus eine Steuerermäßigung. Diese setzt aber voraus, dass nicht nur 

die Arbeiten abgeschlossen sind, sondern auch der Rechnungsbetrag voll-
ständig auf das Konto des beauftragten Handwerksbetriebs gezahlt worden 
ist. Der Bundesfinanzhof hat nämlich klargestellt, dass der Abschluss einer 
energetischen Maßnahme nicht bereits mit deren Fertigstellung, sondern 
erst mit der vollständigen Zahlung des Rechnungsbetrags vorliegt.

5. Schonvermögen eines Unterhaltsempfängers

U nterhaltsleistungen können als außergewöhnliche Belastung geltend ge-
macht werden, allerdings nur dann, wenn der Unterhaltsempfänger kein 

oder nur ein geringes Vermögen besitzt. Die Finanzämter wenden eine seit 
1975 unveränderte Obergrenze von 15.500 Euro für das Schonvermö-
gen an und sind darin vom Bundesfinanzhof bisher regelmäßig bestätigt wor-
den. Auch wenn die Wertgrenze seit beinahe 50 Jahren unverändert ist, hat 
der Bundesfinanzhof nun auch für 2019 diese Grenze bestätigt, weil sie 
nach wie vor deutlich über dem Grundfreibetrag für das Existenzmini-
mum liegt. Außerdem würden im Zivil- und Sozialrecht auch keine höheren 
Schonvermögen als Notgroschen gewährt. Eine wichtige Klarstellung haben die 
Richter jedoch auch getroffen: Soweit die Unterhaltsleistungen aus dem lau-
fenden Jahr zum Jahresende noch nicht vollständig verbraucht sind, zählt 
dieser angesparte Betrag grundsätzlich erst nach dem Kalenderjahr des 
Zuflusses, also erst ab dem Folgejahr, zum abzugsschädlichen Schonvermögen. 
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